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— Drucksache 7/3709 — 

betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 1976 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 11. Juni 
1975 - II A 1 - H 1322 - 38/75 - namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wann wird die Bundesregierung den Entwurf des Bundeshaus- 
haltsplans 1976 voraussichtlich verabschieden und wann im Par- 
lament einbringen? 

2. Was verspricht sich der Bundesminister der Finanzen davon, die 
Chefgespräche über die Ausgaben des Bundeshaushalts 1976 vor 
sich herzuschieben? 

Glaubt er, daß das die Entscheidung erleichtern wird? 

3. Welche Mehrbelastungen ergeben sich gegenüber den Ansätzen 
des geltenden Finanzplans für 1976 aus den für das laufende 
Jahr sich abzeichnenden Mehrlasten (Hinweis auf Kleine An- 
frage betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 1975)? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes, daß bei gleichbleibender Höhe des Beitragssatzes zur 
Arbeitslosenversicherung und zurückgehender Arbeitslosigkeit 
für das Jahr 1976 „keineswegs damit zu rechnen sei, daß die 
Bundesanstalt für Arbeit ihre Leistungen ohne Inanspruchnahme 
des Bundes finanzieren könne" und daß eine vorsichtige Vor- 
ausschau bei allen in einer solchen Schätzung begründeten Un- 
sicherheiten „einen zusätzlichen Finanzbedarf von eher 4 Mrd. 
DM als möglich erscheinen lasse"? 

5. Gilt die Erklärung des Regierungssprechers gegenüber „Bild am 
Sonntag" vom 25. Mai 1975, daß eine Erhöhung des Beitrags- 
satzes in der Arbeitslosenversicherung „nicht in Betracht 
komme", auch für das Jahr 1976? 

6. Der Bundesminister der Finanzen hat für 1976 wiederholt „harte 
Sparmaßnahmen" angekündigt, bei denen es „knirschen" werde. 

6.1 Zieht die Bundesregierung Eingriffe in bestehende Lei- 
stungs- oder sonstige Sozialgesetze in Betracht? 

6.2 Der für Haushaltsfragen zuständige Parlamentarische 
Staatssekretär des Bundesministers der Finanzen hat gegen- 
über Journalisten zu erkennen gegeben, daß innerhalb der 
Regierung an eine „Drosselung" der Ausgaben nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz und nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz gedacht sei. Welche Maßnahmen werden 
in diesen Bereichen in Erwägung gezogen? 

7. Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung aus heutiger 
Sicht die Obergrenze der gesamtwirtschaftlich und verfassungs- 
rechtlich vertretbaren Neuverschuldung (netto) des Bundes im 
Jahre 1976? 


über den Entwurf des Haushalts 1976 und die Fortschreibung 
des Finanzplans bis 1979 finden zur Zeit Verhandlungen zwi^ 
sehen BMF und den Ressorts statt. Vor einem Beschluß der 
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Bundesregierung sollte zunächst das Ergebnis der Verhand- 
lungen mit den Ländern über die Verteilung der Lasten der 
Steuerreform abgewartet werden. Außerdem sollten zuver- 
lässigere Schätzungen der weiteren gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung vorliegen, als sie in der gegenwärtigen konjunktu- 
rellen Umbruchsituation möglich sind. 

Die Bundesregierung wird den Entwurf des Haushalts 1976 und 
den Finanzplan 1975 bis 1979 nach der Sommerpause vorlegen. 
Die gesetzgebenden Körperschaften und die Öffentlichkeit wer- 
den im übrigen von den Beschlüssen der Bundesregierung un- 
verzüglich und umfassend unterrichtet. Dann werden auch die 
gestellten Fragen beantwortet sein. Die Bundesregierung hat 
nicht die Absicht, sich vor ihrer Beschlußfassung über den Haus- 
haltsentwurf auf eine Vorabdiskussion einzelner Fragen einzu- 
lassen. 
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